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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Foderativer Aufbau

Jahresriickblick 2020: Foderativer Aufbau

Im Zuge der Covid-19-Pandemie riickte der Foderalismus 2020 ins Zentrum der
offentlichen Debatte. Zu Beginn der Pandemie beschlossen vor allem vom Virus
besonders stark betroffene Kantone, wie der Kanton Tessin, strenge Massnahmen,
beispielsweise die Schliessung von Laden und Restaurants. Nach einem starken Anstieg
der Félle rief der Bundesrat jedoch am 16. Mérz die im Epidemiengesetz vorgesehene
hochste Alarmstufe, die ausserordentliche Lage, aus, was ihn bemachtigte, ohne die
Zustimmung von Parlament oder Kantone Beschllisse mit Massnahmen fur die ganze
Schweiz zu erlassen. In der Anfangsphase dieses Corona-Regimes des Bundesrates
bezichtigte das BJ vom Kanton Tessin beschlossene Verscharfungen der Vorschriften,
welche Uber diejenigen des Bundesrates hinausgingen, als rechtswidrig. Wenig spater
beschloss der Bundesrat, flr besonders betroffene Kantone zeitlich limitierte
Abweichungen der nationalen Massnahmen zu erlauben. Erst mit der Rickkehr in die
«besondere Lage» Mitte Juni Ubernahmen die Kantone wieder die Hauptverantwortung
Uber die Pandemiebekdmpfung. Der Bundesrat Gberwachte die Kantone jedoch und gab
Empfehlungen ab, wenn er gewisse kantonale Massnahmen als ungentgend einstufte. In
der Folge sorgte dieses geteilte Corona-Regime von Bund und Kantonen immer wieder
far Diskussionen, insbesondere bei der Einflhrung neuer Massnahmen - beispielsweise
bei der Maskenpflicht in Einkaufsladen. Weil sich die Kantone im Rahmen der GDK nicht
auf einheitliche Massnahmen einigen konnten, glich die Schweizer Massnahmen-
Landschaft bald einem «Flickenteppich», so verschiedene Medienberichte. Als die
Fallzahlen ab Oktober noch einmal stark anstiegen, erliess der Bundesrat wieder
strengere Regeln auf nationaler Ebene, ohne jedoch erneut die ausserordentliche Lage
auszurufen. Bund und Kantone mussten aber stérker zusammenarbeiten, «damit das
‘Gsturm” endlich aufhére», so Bundesratin Sommaruga.

Auch in diesem Jahr gab es wieder Neuigkeiten bezlglich der Jurafrage in Moutier: Die
Tripartite Jurakonferenz einigte sich nach langem Seilziehen darauf, die Wiederholung
der 2018 annullierten Abstimmung in Moutier Uber einen Kantonswechsel vom Kanton
Bern in den Kanton Jura auf den 28. Marz 2021 anzusetzen. Um einen korrekten Ablauf
zu garantieren und eine erneute Annullierung der Abstimmung zu verhindern, wird das
BJ diesmal eine Schltsselrolle in der Organisation des Urnengangs Ubernehmen. Bis
dahin mussen noch einige vom Kanton Bern angeprangerte Unklarheiten in Moutiers
Stimmregister, bezuglich des tatsachlichen Wohnsitzes von Personen, die zurzeit in der
Gemeinde stimmberechtigt sind, geklart werden.

Eine andere Territorialfrage konnte dieses Jahr weitaus weniger kontrovers geldst
werden: Nach der Zustimmung der Einwohnerinnen und Einwohner beider betroffenen
Kantone an der Urne und der Genehmigung durch die Bundesversammlung wechselt die
Gemeinde Clavaleyres voraussichtlich am 1. Januar 2022 vom Kanton Bern in den
Kanton Fribourg. Das ist das erste Mal seit 1996, dass sich zwei Kantone auf den
Kantonswechsel einer Gemeinde einigten.

Der Bundesrat und das Parlament gewahrleisteten im Berichtsjahr Anderungen in den
Kantonsverfassungen der Kantone Uri, Tessin, Waadt und Genf sowie der Kantone
Glarus, Thurgau und Genf. Fur einigen Diskussionsstoff sorgte dabei die Ausweitung des
Majorzsystems im Kanton Uri auf Gemeinden mit bis zu vier Abgeordneten im Landrat.
Trotz des Widerstandes der Grunen, der SP und der GLP, welche argumentierten, die
Anderung sei bundesrechtswidrig, stimmten schlussendlich beide Kammern der
Gewahrleistung der Verfassungsanderungen von Uri und der weiteren betroffenen
Kantone zu.

Wie die Zeitungsanalyse von APS zeigt, berichteten die Schweizer Zeitungen wéahrend
den Monaten Marz und Oktober, in denen die Covid-19-Fallzahlen jeweils stark
anstiegen, besonders haufig Uber den Foderalismus. Auch im Juli und August, als die
Diskussion um den Massnahmen-Flickenteppich in vollem Gange war, erschien der
Foderalismus haufig als Thema in Zeitungsberichten. Trotz der anhaltenden
Berichterstattung Uber die Aufgabenteilung von Bund und Kantonen im Zusammenhang
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KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.11.2020
ELIA HEER

mit der Covid-19-Pandemie wurden dieses Jahr weniger als 1 Prozent der
Zeitungsartikel dem Fdderalismus gewidmet, was etwas Uber dem Anteil der
Berichterstattung im Vorjahr liegt und mit demjenigen von 2018 vergleichbar ist.
Anteilsmassig generierte der Foderalismus im Jahr 2020 jedoch immer noch etwas
weniger als halb so viel Medienaufmerksamkeit wie im Jahr 2017, als insbesondere die
Abstimmung in Moutier Uber einen Kantonswechsel der Gemeinde von Bern zum Jura
grosse Wellen schlug. '

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Ab anfangs Oktober 2020 stiegen die Coronavirus-Fallzahlen in der Schweiz wieder
drastisch an und erreichten ihren Héhepunkt anfangs November mit Gber 10'000 neu
gemeldeten Faéllen an einem Tag. Viele Kantone verscharften deshalb ihre
Coronamassnahmen ab Mitte Oktober, beispielsweise durch die Einflihrung einer
Maskenpflicht in allen Laden. Doch die Massnahmen in der Schweiz glichen weiterhin
einem Flickenteppich, denn die Kantone vermochten sich nicht auf ein einheitliches
Vorgehen zu einigen. Die GDK appellierte deshalb Mitte Oktober an den Bundesrat,
flichendeckende Massnahmen zu ergreifen, wie etwa eine Maskenpflicht in allen
offentlichen Innenrdumen oder Obergrenzen fur private Feste. Dieser hatte zwar die
Kantone nur zwei Tage zuvor noch explizit in die Pflicht genommen, reagierte dann aber
schnell: Am Sonntag, dem 18. Oktober, traf er sich zu einer Notfallsitzung und entschied
nach einer «Blitzkonsultation» Uber das Wochenende, schweizweit eine Maskenpflicht
in 6ffentlichen Innenrdumen und bei privaten Treffen ab 16 Personen einzuflihren. Neu
galt zudem Sitzpflicht in allen Gastrobetrieben. Ganz strikt griff der Bundesrat
allerdings nicht durch: So verzichtete er bewusst darauf, erneut die ausserordentliche
Lage auszurufen - die neusten Massnahmen konnte der Bundesrat gemass
Epidemiengesetz auch in der besonderen Lage aussprechen. Folglich blieben die
Kantone weiterhin in vielen Bereichen in der Verantwortung, etwa bei den Massnahmen
in Schulen oder bei den Offnungszeiten von Clubs und Bars. Bundesprasidentin
Simonetta Sommaruga betonte jedoch, Bundesrat und Kantone mdissten jetzt
zusammenspannen, «damit das ‘Gstlirm’ endlich aufhore».

Da die Fallzahlen weiter stark anstiegen, schickte der Bundesrat bereits am Freitag der
darauffolgenden Woche erneut strengere Massnahmen in die Konsultation bei den
Kantonen. Diese beinhalteten unter anderem eine Limite von 10 respektive 50 Personen
bei privaten und &ffentlichen Veranstaltungen, Fernunterricht fir Hochschulen, eine
ausgedehnte Maskenpflicht und eine Sperrstunde von 23 bis 6 Uhr. Auch diesmal hielt
der Bundesrat aber am Verbleib in der besonderen Lage fest.

Da eine Mehrheit der Kantone in der Zwischenzeit bereits ihre eigenen Massnahmen
verschéarft hatten und viele den Bundesrat aufgefordert hatten, strengere Massnahmen
auf nationaler Ebene zu beschliessen, hielt sich ihr Widerstand gegen die neuen
Massnahmen in Grenzen. Trotzdem gab es auch Kritik, wie etwa von der St. Galler
Regierung, welche monierte, dass eine erneute Verscharfung der Massnahmen verfriht
sei, da ihre Spitalkapazitaten nicht ausgeschopft seien und die Massnahmen deshalb
«unndtigen Schaden» anrichteten. Die St. Galler Kantonsregierung ging gar noch weiter
und stellte das gemeinsame Corona-Regime von Bund und Kantonen grundlegend
infrage. Dass die Kantone selbst fur die «Folgekosten» der Massnahmen aufkommen
mussten, ohne diesen zugestimmt zu haben, verletze das Prinzip der fiskalischen
Aquivalenz, wonach diejenigen das Sagen haben sollten, welche die Kosten tragen. Der
Bundesrat solle stattdessen wieder die ausserordentliche Lage ausrufen, woraufhin der
Bund erneut fur die gesellschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen Folgen der
Pandemiebekdmpfung verantwortlich wéare und sich folglich an den entstandenen
Kosten beteiligen musste. Der Kanton Zurich kritisierte derweil, dass der Bundesrat
beim Verbot von Grossanldssen eine Ausnahme fir Demonstrationen beschlossen
hatte. Seiner Meinung nach sollten flr alle Grossanlésse die gleichen Regeln gelten.
Auch in den folgenden Wochen gingen die Diskussionen zwischen Bund und Kantonen
weiter. So rugte beispielsweise Gesundheitsminister Alain Berset am 4. November
diejenigen Kantone, welche weiterhin nicht dringende Eingriffe und Operationen an
Spitélern erlaubten und damit Ressourcen flir moégliche Corona-Patientinnen und
-Patienten besetzten. ?

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Foderativer Aufbau
2) AZ,17.10.20; So-Bli, 18.10.20; AZ, LT, 19.10.20; NZZ, 21.10.20; AZ, 22.10.20; AZ, NZZ, 27.10.20; NZZ, 29.10., 30.10.20; LT,
2.11.20; AZ, 5.11.20
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